Familienname, Vorname

Strasse [Haus-nr.]

[PLZ] Stadt

Name des Rechtspflegers; Richters etc.
bei: Amtsgericht XYZ

Straße [Haus-nr.]

[PLZ] Stadt

Ihr Zeichen                   Ihre Nachricht vom                Mein Geschäfts-/Aktenzeichen                         Datum  
D-U-N-S:  [raussuchen & einsetzen]; Internationaler Staatenschlüssel: 000
Zusätzlich ist die BRD bei der SEC (Security Exchange Commission) unter der Nummer: 780140 registriert. Grundlagen der SEC gelten für Unternehmen, die unter die beiden Berichtspflichten des Security Acts von 1933 und/oder des Security Exchange Acts von 1934 fallen. Mit dieser Eintragung sind verbindliche Vorschriften der SEC zu beachten. 

Sehr geehrter XYZ,


zu dem der Autographin unterbreitetem Geschäftsvorgang durch Ihre Institution, nimmt die Autographin wie folgt Stellung:


Die Autographin teilt mit, dass Sie die von Ihrem Bediensteten Herr XYZ mitgeteilte Zwangsversteigerung hiermit in aller Form zurückweist und Sie auffordert, diese unverzüglich rückgängig zu machen.

Begründung:

Sie halten sich in keiner Weise an die in der BRD, durch höchste Gerichte festgestellten Rechtsnormen. 
Im Folgenden erläutert der Autographin Ihnen diese.
Rechtsdurchsetzung nach Artikel 20, Abs. 2 Satz 1 GG gem. den Bestimmungen des Rechtsnormenbestandes der Bundesrepublik Deutschland in Deutschland
In vor bezeichneter Angelegenheit wird Ihnen mitgeteilt, dass auf Ihr Schreiben vom [Datum] kein Bezug genommen werden konnte, da auf Grund fehlender Unterschrift des Urhebers, bzw. des Berechtigten der Erklärung, sowie des Fehlens der vollen Namensnennung und der daraus resultierenden Unbestimmtheit der Haftung, dieses formunwirksam im Resultat an der Fähigkeit zur Rechtskraft mangelt. Der Auftrag-geber als Urheber, bzw. Berechtigter der Erklärung, sprich, der Verfasser der Rechtsmittelschrift, ist weder persönlich benannt, noch hat er seinen Willen durch Unterschrift zum Ausdruck gebracht. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) und somit offenkundig belegt, leiden sämtliche „im Auftrag (i.A.)“ verfasste Schriftmittel an einem Willensmangel, da der Urheber, bzw. Erklärungs-

berechtigte der Rechtsmittelschrift, die zur Erlangung der Rechtswirksamkeit notwendige Unterschrift und somit Haftung, verweigert, der im Auftrag Autographin jedoch nur als Erklärungsbote ohne 

Verantwortung im Rechtsverkehr nach außen hin auftritt. Eine Auslegung unter Heranziehung von Urkunden außerhalb der Urkunde kommt nicht in Betracht.

Ihnen, in der Ausübung Ihrer Kraft Gesetz zugewiesenen Funktion der juristischen Person des öffentlichen Rechts als dem Grundgesetz an Eides statt durch Rechtsbefehl gem. § 38 Abs. 1 BeamtStG Anver-pflichteten wird Gelegenheit gegeben, binnen einer Woche. zzgl. zwei Tage Postlaufzeit, erneut auf das Schreiben des ursächlich beabsichtigten Zustellempfängers vom [Datum],  unter Wahrung gesetzlich verpflichtender Vorgaben der Schriftformerfordernisse, Stellung zu nehmen.


Nur unter diesen Umständen ist es möglich, die Interessen der Autographin im Sinne des Gesetzes öffentlich wahrzunehmen, da Ihre Institution nicht willens ist, die von der  Autographin  rechtlich fundierten Einwände zu beachten.

Damit die Autographin sowohl Ihr Handeln als auch das Ihrer untergebenen Bediensteten verstehen kann, stellt Sie hiermit folgende Fragen:

1. Ist es richtig, dass Sie einen Diensteid gemäß §64 BBG geleistet haben, in dem es unter Satz 1 lautet: "Ich schwöre, das Grundgesetz und alle in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Gesetze zu wahren und meine Amtspflichten gewissenhaft zu erfüllen, so wahr mir Gott helfe."?

2. Ist es richtig, dass die AO, auf welche sich Herr XYZ beruft, zwar in der Fassung von 1977 ist, aber auf dem Gesetz aus dem Jahr 1934 beruht?

3. Können Sie bestätigen, dass die Begrifflichkeiten „Anwendungsbereich“ und „Geltungsbereich“ zwei unabhängige Begriffe sind, die rechtlich einwandfrei getrennt zu betrachten sind?

4. Ist es richtig, dass im anzuwendenden Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland im Artikel 139 folgendes steht: „Die zur „Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus“ erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes nicht berührt.“?
5. Ist es somit ebenfalls richtig, dass der sowohl von Ihnen, als auch von Ihren Bediensteten geleistete Diensteid, mit der des zugesandten Beschlusses offensichtlich kollidiert?

Die Autographin fordert Sie hiermit auf, im Sinne des allgemeinen Rechtsverständnisses, innerhalb einer Frist von 14 Tagen auf die gestellten Fragen Antworten zu geben.

Des Weiteren fordert die Autographin, sowohl eine für Ihre Person als auch von der Person, welche das neu zu erstellende Dokument unterschreibt, die vor einem Gericht der US-Justiz und einem Gericht der englischen Krone anerkannte, ladungsfähige Privatanschrift, mitzuteilen. Da Ihnen ja bekannt ist, dass die BRD Staatshaftung für Ihre Tätigkeit nicht vorhanden ist und die BRD sich voll den Regeln des UCC unter-worfen hat, stellt die Autographin fest, dass Sie offensichtlich als Privatperson tätig sind. Als eine solche sind Sie sowohl privatrechtlich belangbar als auch privat haftbar. Die Autographin weist ausdrücklich darauf hin, dass Sie und Ihre Untergebenen in keiner Weise Immunität oder Indemnität genießen. Es steht der Autographin demnach zu, nach internationalem Recht tätig zu werden und ihre, ihr zustehen-den Rechte geltend zu machen mit dem Formblatt 3949-A des IRS.


Die Autographin weist ebenfalls darauf hin, dass sie sich den in der EDGAR Sammlung befindlichen Dokumenten bedient, so dass es bei der Anwendung des UCC bleibt.
Die Autographin weist den XYZ hiermit ausdrücklich darauf hin, dass, wenn es der Autographin aufgezwungen wird, anwaltliche Hilfe zur Ermittlung der ladungsfähigen Anschrift in Anspruch zu nehmen, die dadurch entstehenden Kosten unmittelbar und rechtskonform von XYZ in voller Höhe zurückgefordert werden.

Dieses Schreiben hat, entgegen der von Ihnen und Ihrer unterstellten Institution vertretenen Ansicht, sehr wohl aufschiebende Wirkung, denn wenn Sie Sich schon anmaßen das Gesetz zu vertreten, dann bitte auch in der rechtlich richtigen Form.


Der  Autographin weist den XYZ ebenfalls darauf hin, dass Ihm hiermit untersagt wird die persönlichen Daten der Autographin zu speichern. 
Die Berufung auf eine EU-Richtlinie stellt keine gesetzliche Grundlage dar, da eine Richtlinie kein Gesetz ist!






gez.:

Der lebend beseelte, freie und souveräne Mensch Vorname Familienname, ist der alleinige Ministrator und Repräsentant der Natürlichen Person nach staatlichem BGB § 1 und der Juristischen Person, der alleinige Namensinhaber, ewig, uneingeschränkt Begünstigter in Geschäftsführung ohne Auftrag nach BGB § 677 wegen Personenstandsänderung  und unabhängig von staatlichen Stellen in Selbstermächtigung und in Gebrauch der latenten Rechtsfähigkeit.

